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Voraussetzungen vormundschaftlicher Massnahmen II
Sachverhalt

Frau G., Jahrgang 1976, unter Schizophrenie leidend und IV-Bezügerin, hat schon mehrere Klinikaufenthalte hinter sich. Sie lebt seit kurzem in einer Wohnung der HEKS-Wohnhilfe in Suhr, bleibt aber in Kaiseraugst angemeldet, da sie dort keinen Wohnsitz begründen kann. Frau G. hat bis vor einigen Monaten bei ihrer Mutter in Kaiseraugst gelebt. Es war ein mühsamer Prozess, bis sie endlich begriff, dass die Mutter das Zusammenleben mit ihr nicht mehr ertragen konnte und selber fast krank wurde durch die Belastung. Die Wohnhilfe nimmt sie nur sehr oberflächlich in Anspruch, ist der Ansicht, dass sie das nicht brauche und war nur bereit, dort einzutreten, weil sie keine andere Wohnung finden konnte. Bisher hat sich die Mutter auch (soweit ihr das möglich war, zT gegen den Widerstand der Tochter) um die Finanzen gekümmert. Die Mutter ist nicht mehr dazu in der Lage, sie ist am Ende ihrer Kräfte.

Frau G. hat überhaupt keine Krankheitseinsicht, lässt keinen Menschen an sich ran. Sie hat zwar einen Psychiater, geht aber nur unregelmässig zu ihm und nimmt die Medikamente unzuverlässig ein.

Vom Psychiater, der HEKS-Wohnberatung und der Pro Infirmis (dort bekommt vorallem die Mutter Beratung) kommt nun ein Antrag an die VB, dass vormundschaftliche Massnahmen eingeleitet werden sollen.

Sowohl die Mutter als auch der Sozialarbeiter der Pro Infirmis haben mir gegenüber ihre Einschätzung geäussert, dass Frau G. sich nicht einverstanden erklären wird mit einer vormundschaftlichen Massnahme.

 
 
Es stellt sich für uns die Frage, welche vormundschaftliche Massnahme die richtige ist und wie wir vorgehen sollen, wenn der Widerstand der Betroffenen dermassen gross ist.

Erwägungen

1. Voraussetzung einer amtsgebundenen vormundschaftlichen Massnahme für eine Person ist das Vorliegen eines Schwächezustandes wie geistige Behinderung, psychische Störung, ähnliche in der Person liegende Schwächezustände, eine vorübergehende Urteilsunfähigkeit (z.B. unfallbedingt), vorübergehende Abwesenheit oder eine Interessenkollision. Darüber hinaus bedarf es einer besondern Schutzbedürftigkeit der betroffenen Person bei der Besorgung eigener Angelegenheiten im Bereich der persönlichen Fürsorge, der Interessenwahrung und/oder in Vermögensfragen. Das Ziel besteht darin, die betreute Person zu verselbständigen, ihr Wohlbefinden zu verbessern, sie sozial zu integrieren und/oder sie vertraut zu machen im Umgang mit Geld, soweit dies existenzieller Natur ist, und ihre Interessen zu wahren. 
2. Frau G wurde bisher in finanziellen Belangen offenbar durch ihre Mutter betreut. Diese Hilfe bleibt ihr künftig versagt, weil ihre Mutter aus nachvollziehbaren Gründen von der Situation überfordert scheint. Was die therapeutischen Chancen dieser Frau sind, welche Kompetenzen ihr eigen sind, wo sie selbständig handeln kann ist möglicherweise noch zuwenig erhoben worden. Diesbezüglich wäre die Kenntnis der Krankheitsgeschichte dieser Frau von Nutzen, nur dürfte sie von den Kliniken kaum zur Verfügung gestellt werden, wenn die Patientin nicht einwilligt (Art. 321 StGB). Deshalb müsste die Vormundschaftsbehörde von den andern Diensten und Fachstellen, welche eine Massnahme anregen, Auskünfte einfordern, welche ein Kompetenzprofil der Patientin ermöglichen. Wenn sie nicht der Lage ist, ohne Hilfe ihrer Mutter die alltäglichen finanziellen und administrativen Belange zu erledigen, müsste aus meiner Sicht eine kombinierte Beistandschaft in Betracht gezogen werden, und zwar auch ohne ihren Willen. Sie hat dann die Möglichkeit, die Massnahme anzufechten und gegebenenfalls ein Gutachten zu beantragen. Im Rekursverfahren könnte die VB immer noch ihrerseits ein Gutachten beantragen, wenn die Rekursinstanz es nicht von sich aus einfordert. Jedenfalls habe ich hier gewisse Zweifel, ob nicht tatsächlich ein Schutzbedarf in einem Ausmass vorliegt, das eine Unterstützung rechtfertigen könnte. Wenn die Massnahme rechtskräftig wird und die Patientin weiterhin Widerstand produziert, gehört sie eben in die Kategorie „Aufgezwungene Betreuung“, was in methodischer Hinsicht und bezüglich Belastbarkeit und Professionalität höhere Anforderungen stellen wird als freundliche und dankbar mitwirkende oder duldende Betreute, aber halt doch zum Kerngeschäft der Vormundschaftspflege gehören kann.
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 26.1.2006
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